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den Verkehrs und die wiederholten W echselkursände­
rungen zu stark  abweichenden Preisstellungen auf 
dem gemeinisamen M arkt führen können. Schwierig­
keiten ergaben sich auch dann, wenn d ie  formelle 
Unabhängigkeit der Preispolitik der einzelnen Unter­
nehmungen sich einer allgemeinen preispolitischen Be­
einflussung der zuständigen Regierungen gegenübersah.

Die Beeinflussung des Preisniveaus mit den M itteln 
der allgemeinen W irtschaftspolitik erwies sich in 
solchen Fällen meist als stärker als die Anrufung ein­
zelner Vertragsartikel. Auch auf dem Gebiet der 
W ettbewerbsordnung folgen die Länder jeweils einer 
anderen „Philosophie", die sich nicht zuletzt in einer 
unterschiedlichen nationalen Gesetzgebung offenbart. 
Hier reicht die Spanne von einer locker gehandhabten 
Mißbrauchsaufsicht bis zum strengen Kartellverbot. 
W eiterhin ist an das Gebiet der V erkehrspolitik zu 
erinnern, wo nach den anfänglichen großen Erfolgen 
mit der Beseitigung des Frachtenbruchs an den Gren­
zen (durch Einführung d irekter internationaler Eisen­
bahntarife) die Fortschritte bei den anderen V erkehrs­
trägern steckenblieben.

Bei ihrer Finanz- und Anleihepolitik steht die Hohe 
Behörde vor der Tatsache, daß trotz der erfreulich zu­
nehmenden Zusammenarbeit der Notenbanken die

Zahlungsbilanz- und Kapitalverkehrspolitik noch nicht 
vollständig harmonisiert werden konnte. Nach wie vor 
hat beispielsweise die Hohe Behörde für ihre Anleihe­
politik noch nicht überall gleichen und freien Zugang 
zum Kapitalmarkt. Schließlich hat die Entwicklung des 
Kohlemarktes seit 1958 erwiesen, welche Bedeutung 
einer gemeinschaftlichen Außenhandelspolitik zu­
kommt. Audi sie blieb — im Gegensatz zum EWG- 
V ertrag — in der Kompetenz der Regierungen, wäh­
rend sie doch eigentlich im M ittelpunkt einer gemein­
samen Energiewirtschaftspolitik stehen müßte.

Das Fazit von zehn Jahren Montanunion läßt sich also 
dahin formulieren; einer Teilintegration ist ein voll­
ständiger und dauernder Erfolg nur dann beschieden, 
wenn auch die allgemeine W irtschaftspolitik der be­
teiligten Länder, soweit sie Kohle und Stahl berührt, 
im gleichen Rhythmus einander angenähert, gegen­
seitig abgestimmt, mit anderen W orten harmonisiert 
wird. Es entspricht der m it dem M ontanvertrag und 
der Teilintegration von Kohle und Stahl eingeleiteten 
Entwicklung, wenn die Organe der Europäischen Ge­
meinschaft für Kohle und Stahl, vor allem die Hohe 
Behörde, an dem raschen Fortschreiten der allgemei­
nen W irtschaftsintegration in besonderem Maße inter­
essiert sind.

Wie Stellen sich die USA zur EWG?
Prof. Dr. Robert G. W ertheim er, Cambridge/Mass.

Noch nie hat ein europäisches Projekt die Ein­
bildungskraft amerikanischer Wirtschafts- und 

.Regierungskreise so beschäftigt und den ungeteilten 
Enthusiasmus der breiten Öffentlichkeit so stark  ge­
funden wie die Bildung und die Ausweitung des 
Gemeinsamen M arktes in Europa. In einer Umkehr 
des alten W ortes, daß alle W ege nach Rom führen, 
w ird der V ertrag von Rom, der 1957 geschlossen 
wurde, als die Grundlage künftigen europäischen 
W ohlstandes und zukünftiger Freiheit gepriesen. Diese 
Entwicklung auf eine wirtschaftliche und besonders 
politische Einheit hin läßt in den Amerikanern ver­
w andte Saiten anklingen, die den Zusammenschluß 
der 13 Kolonien zu einer untrennbaren Nation, wie er 
im Jahre  1788 durchgeführt wurde, noch an m al mitzu­
erleben glauben.

W as erw arten  d ie  USA von d e r  EWG?

Die USA erw arten vom Gemeinsamen M arkt die 
baldige Schaffung eines Freihandelsgebietes im Herzen 
Europas, das von intelligenten und fleißigen Men­
schen bewohnt wird, die große Fachkenntnisse und 
riesige Hilfsmittel besitzen, um sich zu einem Massen­
m arkt für Produktion und Absatz entwickeln zu kön­
nen, der früher oder später die Bedeutung der USA 
erreichen wird. Die Am erikaner wissrai aus eigener 
Erfahrung, daß die W echselwirkung freier W aren­
ströme, der freie Austausch von Kapital, A rbeitskräf­
ten, Untem ehm ergeist der Sechs dem dynamischen

Wachstum Dauer verleihen wird. Grundlegende w irt­
schaftliche Freiheiten, die jetzt für jedes einzelne 
Mitglied gelten, werden auf das gesamte Gebiet aus­
gew eitet und einen ständigen Zuwachs an Produk­
tivität, Profiten, Löhnen und Kapitalanlagen erbrin­
gen sowie die inländische und internationale Kauf­
kraft erhöhen. Dieses expandierende Neuland wird 
im Zeichen der Hochkonjunktur Vollbeschäftigung auf­
weisen, aber eine angemessene Preisstabilität bewah­
ren, da seine Produktivität wächst und da es in der 
Lage ist, auf den W eltm ärkten verhältnism äßig billige 
Nahrungsmittel und Rohstoffe zu erwerben.

Die USA erwarten, daß der Gemeinsame M arkt seinen 
Außenhandel schnell steigern wird, obwohl ein großer 
Anteil dessen, was jetzt unter die Rubrik Außenhan­
del fällt, in Zukunft zu den regionalen Handelsbe­
ziehungen rechnen wird. Es wird w eiter erwartet, daß 
die USA zu d e n . führenden H andelspartnern des Ge­
meinsamen M arktes zählen werden. Ein wachsendes 
Europa wird auch große Kapitalmittel benötigen und 
an die USA heran treten, daß sie einen Teil davon 
zur Verfügung stellen, damit die steigenden Investi­
tionen nicht den schnell anwadisenden Verbrauch 
störend beeinträchtigen. In gleicher W eise jedoch, wie 
sich die USA vor nicht allzu langer Zeit von einem 
Kapitalimporteur zu einem Gläubigerland entwickel­
ten, wird der Gemeinsame M arkt in nicht allzu ferner 
Zukunft Kapital exportieren.
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Die gesunden Finanzen der Länder des Gemeinsamen 
M arktes, besonders ihre Ansammlung von Gold- und 
D ollarreserven, bilden bereits je tzt eine erfreulidie 
G rundlage für ein gemeinsames Geld- und W ährungs- 
system, ohne das eine echte, dauernde Vereinigung 
nicht durchgeführt werden kann.

W ährend diese w irtsdiaftlidien Erwartungen, die an 
die Gemeinschaft geknüpft werden, verführerisdi ge­
nug sind, kommt nidits den Vorteilen gleidi, die sie 
aus ih rer politischen Vereinigung gewinnen wird. Und 
h ier fühlen die Am erikaner eine besondere Befriedi­
gung. Nichts kann das amerikanische Volk mehr er­
freuen als die Tatsache, daß sich ein neues Europa auf 
den historischen Schlachtfeldern zu beiden Seiten des 
Rheins erhebt und daß eine neue Nation von 200 Mil­
lionen, getragen von der abendländischen Tradition 
des Humanismus und der Achtung vor den Rechten 
und Leistungen des Individuums, im EniUtehen be­
griffen ist. In einer un ter ständigem Druck stehenden 
W elt erscheint die M itwirkung eines solchen neuen 
Europas am rechten Kurs und an der politischen 
S tabilität in  einem w eltweiten Maßstab von außer­
ordentlichem W ert. W ie die N atur duldet die in ter­
nationale Politik kein Vakuum, weil Macht, die immer 
un ter Druck steht, von den starken und dynamischen 
Zentren in die schwachen und im Abstieg befindlichen 
Gebiete strömt. Ohne die schwachen Kaiserreiche 
österreichHUngarns und der Osmanischen Türkei 
w ürde es seh r wahrscheinlich niemals zum Ausbruch 
des ersten  W eltkrieges gekommen sein. Ein gesundes 
Europa w ird einen großen Beitrag dazu leisten, daß 
die G efahren des kalten Krieges verringert w erden ,' 
und es Wird vielleicht als ein sehr dynamischer Bei­
trag  für den Frieden dienen.

W an dlu n g  d e r  am erikanischen Zollpolitik

A ngeregt durch die wirtschaftliche Umwandlung Euro­
pas beginnen d ie  USA eine epochemachende Ände­
rung ih rer Zollpolitik, um den Handel unter gleichge­
sinnten Partnern  auszuweiten. Vor 32 Jahren führte 
eine engstirnige Politik zu dem  jetzt berüchtigten 
Hawley-Smoot-Zolltarif, einem verzweifelten Versuch, 
Depression und wirtschaftlichen Niedergang zu über­
winden. Der drastische Protektionismus dieses Tarifs 
führte zu einer völligen Schrumpfung des amerikani- 
scii'en Außenhandels, einem Rückgang der Einfuhr, 
gleichzeitig aber zu einer noch größeren Senkung der 
Ausfuhr.

H eute is t d e r  Protektionismus in den USA tot. Das 
Unglaubliche, aber nicht Unerwartete ist eingetreten: 
die Kräfte von Wachstum, Expansion und allgemeiner 
W ohlfahrt haben protektionistische Interessen von 
Gruppen oder Regionen überholt, überwunden und 
begraben. Sogar die V ertreter der Arbeitnehmerinter­
essen haben ihr traditionelles Argument, nämlich die 
niedrigen Löhne des Auslands gegen eine Niedrigzoll­
politik  aiiszuspielen, fallen gelassen. < Die Fehler der 
V ergangenheit w erden ausgerottet, und die USA sind 
sich darüber im klaren, daß eine Gläubigernation dem 
A usland nicht nur Kapital — wenn nötig durch Schen­

kungen — zur Verfügung stellen muß, sondern daß sie 
auch ihre Einfuhr erhöhen muß, um es den Schuldner­
staaten zu ermöglichen, ihren Verpflichtungen finan­
ziell nachzukommen.

Das Trade Expansion Gesetz von 1962, kurz H. R. 9900 
genannt, kann mit Recht Amerikas historische Ent­
scheidung genannt werden. Die amerikanische Regie­
rung hat die Initiative ergriffen, um den W aren-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr mit Europa aus­
zuweiten (gleichgültig, ob Großbritannien einbezogen 
wird). Diese Ausweitung des Handels unter den Part­
nern der freien W elt soll erwartungsgemäß mehr zu 
einer Verbesserung der Lage d er Menschheit beitra­
gen als irgendeine andere voraussehbare Entwicklung. 
Präsident Kennedy vertrat seine Sache, als er seine 
Botschaft anläßlich der V orlage des Hanidelsgesetzes 
mit folgenden W orten schloß: „At rare moments in 
the life of this nation an opportunity comes along to 
fashion out of the confusion of current events a clear 
and bold action to show the world w hat it is we stand 
for. Sudi an opportunity is before us now. This bill, 
by  enabling us to strike a bargain w ith the Common 
M arket, will ,strike a blow' for freedom." *)

Je tz t hat diese Gesetzesvorlage, die kürzlich vor dem 
W ays and Means Committee des Repräsentanten­
hauses durch 262 V ertreter hoher Regierungsämter, 
großer und kleiner Firmen, der Gewerkschaften, Ge­
nossenschaften und vieler anderer Organisationen 
untersucht wurde, eine beispiellose Zustimmung er­
fahren. Der Vorsitzende dieses Komitees, der Abge­
ordnete des Repräsentantenhauses W ilbur Mills, sagte 
von dieser Vorlage, die Europäer sollten nicht ver­
gessen, den Amerikanern eine Menge gesunden Men­
schenverstandes zugute zu halten. Prinzipiell empfiehlt 
diese Gesetz'esvorlage, der Regierung die Genehmi­
gung zu erteilen, d ie  amerikanischen Zolltarife um 
50*/o zu senken und sie für eine große Anzahl von 
W arenkategorien ganz fallen zu lassen. Diese Ent­
scheidung stellt dann eine unwiderrufliche Verpflich­
tung dar. W ährend einige führende W irtschaftswissen­
schaftler wie M ilton Friedmann eine einseitige Sen­
kung der Zölle — falls notwendig — als in gleichem 
Maße nützlich befürworten, erw arten die Verhand­
lungsexperten des Präsidenten Zollsenkungen und 
eine völlige Abschaffung von Zöllen auf Gegenseitig­
keit. Im großen ganzen gleichen sich die Zolltarife der 
USA und die der M itglieder des Gemednsamen M ark­
tes sehr und machen etwa einen Durchschnittswert 
von 13*/» aus. Jedoch liegt ein w;eit größerer Prozent­
satz der am erikanischen Zolltarife, etwa ein Sechstel 
von m ehreren Tausend Tarifpositionen, gegenw ärtig 
über 30 “/», während nur ein  Fünfzigstel d er europäi­
schen Zollsätze in  diese Kategorie fallen. Mithin 
haben Verhandlungen über eine Senkung der Zoll­
sätze ein sehr großes Wirkungsfeld.

, In  seltenen  A ugeablidcen dm Leben ainserer N a tio a  erg ib t s id i 
e ine  günstige  G elegeniieit, aus d e r V erw irrung  der laufendien 
Ereignisse eine  k la re  aindi kühne T at zu gestaltien, um der W elt 
zu zeigen, w ofür w ir e in tre ten . J e tz t habeni w ir eine deraxtdgie 
G elegenheit. Indem  d iese  G esetzesvorlage u n s  d ie  M öglidikeit 
g ibt, m it -dem G em einsam en M ark t handelse in ig  zu w erden, w ird  
sie  d ie  Sadre d e r  F reihe it fördern."
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Es wäre falsdi, die in A ussidit stehende Erhöhung der 
amerikianisdien Zölle auf belgisdie Teppidie und 
Sdieibenglas als eine Rüdekehr zum Protektionismus 
oder wenigstens als einen W idersprudi zwisdien den 
amerikanischen Plänen und ihrer tatsächlidien Haltung 
zu deuten. Unter dem gegenwärtig geltenden Gesetz, 
dais eben geändert werden soll, ist der Präsident ge­
zwungen, der Empfehlung der Tariff Commission zu 
folgen, auf der die vorgesdilagenen Erhöhimgen 
basieren. Jedodi wurde in  den letzten Jahren diese 
Escapeklausel nur 17mal in unbedeutenden Fällen in 
Ansprudi genommen, und sie wird w ahrsdieinlidi in 
der gegenwärtigen Form niemals wieder angewandt 
werden. Die kleinen Unternehmen, von denen in der 
Regel derartige Forderungen nad i einer Erleiditerung 
ihrer Lage durdi eine entsprediende Zollpolitik aus­
gingen, haben das nationale Urteil angenommen, daß 
sie dem allgem einen Fortsdiritt n id it im W ege stehen 
dürften. Eine w eitere Überlegung zeigt, daß die 
sdinelle Reaktion des Präsidenten auf die Empfehlung 
als eine politisdie Notwendigkeit ersdieint, um die 
von ihm geforderte bedeutsame Übertragung von Zoll- 
vollm aditen dem  Kongreß sdimadchafter zu madien, 
ganz besonders um damit zu dokumentieren, daß die 
Gestaltung der Zolltarife in  seinen Händen nidit eine 
Gefälligkeitspolitik sein wird.

A usw eitung  des EuropahandeU

Angesidits des W adistums der europäisdien M assen­
produktion und der Entwidclung der Verteilungs­
methoden und der W ettbewerbsfähigkeit erwarten die 
USA, daß sie in Zukunft sehr viel mehr W aren und 
Dienstleistungen von Europa erwerben werden als je  
zuvor. Eine Zunahme der US-amerifcanisdien Einfuhr 
in einer Größenordnung von etwa 5 Mrd. $ jährlidi 
sollte von einer allgemeinen Zollsenkung in wenigen 
Jahren erw artet werden können. In gleidier W eise 
glauben die USA ihre Ausfuhr erhöhen zu’ können, 
aber selbst eine Verdoppelung ihres Außenhandels 
w ürde nidit dazu führen, daß er 10“/» ihres Brutto­
sozialprodukts übersteigt. Tatsädilidi erw arten die 
USA eine Erhöhung ihres Außenhandels nidit so sehr 
von einer Zollsenkung des Gemeinsamen Marktes, 
sondern als Folge seines w adisenden W ohlstandes 
und seines Bedarfs an billigeren Rohstoffen, Hälbfertig- 
waren, Lebensmitteln und Konsumspezialitäten. Offen- 
siditlidi muß die Eliminierung von Zöllen innerhalb 
des Gemeinsamen M arktes zu einer gewissen Umlei­
tung von Handelsströmen führen, aber da die Außen­
zölle der Sedis bereits je tzt unterhalb vieler früherer 
Zollsätze der einzelnen M itglieder liegen, wird keine 
Absdiwädiung der gegenwärtigen US-amerikanisdien 
Ausfuhr erwartet.

Die Ausweitung des Handels mit dem Gemeinsamen 
M arkt muß zwangsläufig dazu führen, daß der B ^ a rf  
an am erikanisdiem  Kapital w eiter bestehen bleibt, das 
dazu dienen soll, andere in den Genuß der Vorteile 
kommen zu lassen, die sidi aus dem Aufwand von 
M illiarden von Dollar für Forsdiung und Entwidclung 
in den USA ergeben. Die USA hoffen jedioch, daß der 
zunehmende W ohlstand Europas bald Kapitalströme

in beiden Riditungen zulassen wird und europäisdie 
Kenntnisse und Fadiwissen ihrem 550-Mrd.-f-Markt 
zugute kommen werden. Außerdem bietet dieser 
M arkt w eiterhin ein unbegrenztes W adistumspotential.

TPährungspolitisdie Problem e

In der Bilanz der internationalen Forderungen und 
Schuldposten .ist die Solvenz der USA besser denn je 
und verbessert sidi jedes Jahr. W as wir gegenwärtig 
erleben, ist eine Schwädiung der internationalen Liqui­
dität, die hauptsädilidi auf die Scheuklappenpolitik 
der in Frage kommenden Zentralbanken zurückzufüh­
ren  ist. Es ist zu hoffen, daß das Trade Expansion Ge­
setz die Dollarbestände der „überstiiußländer" mobili­
sieren und sie ihrem prim ären Zweck zuführen wird, 
nämlich der Finanzierung des Außenhandels. Eine wei­
tere Konvertierung dieser Dollarbestände in Gold hat 
keinen Sinn, weil die Zentralbanken dann feststellen 
würden, daß sie, anstatt ihre Reserven und W ährun­
gen zu „stärken", damit gerade ihre eigene Stärke 
unterm inieren würden. W ährend die atlantische Part­
nerschaft glücklicherweise jeden W ährungskampf aus- 
schließen wird, würde sidi jeder selbst unbeabsichtigte 
Drude auf den Dollar als Bumerang erweisen. Ange­
sichts der gegenwärtigen Höhe der amerikanischen 
Ausfuhr kann man auch nicht behaupten, daß die still­
schweigende Aufwertung des Dollars um 40 “/o im 
Jahre 1949 (das stimmt mit dem durchschnittlichen 
Prozentsatz der damals durchgeführten Abwertungen 
europäischer W ährungen überein) und die hohen 
Löhne, die im Durchschnitt 2,50 $ j e Arbeitsstunde (ohne 
zusätzliche Leistungen) für Industriearbeiter betragen, 
die USA aus dem W eltm arkt herauskonkurriert hätten. 
Tatsächlich hatten die USA in den vergangenen Jah ­
ren eine geringere Inflation zu verzeichnen als irgend­
ein anderes Land, ein Umstand, der ihre Lebensmittel- 
unid Rohstoffpreise für den W eltm arkt sehr attraktiv  
machen söllte.

U nter diesen Umständen, und wenn man ferner be­
denkt, daß die Staatsschuld se it 1945 nicht gestiegen 
ist, w ährend sich das Bruttosozialprodukt in den letz­
ten zwölf Jahren mehr als verdoppelt hat und die 
Preise sich in diesem Zeitraum nur um 20 Vo erhöhten, 
stimmt jegliches Gerede von einer Abwertung des 
Dollars überhaupt nicht mit den Tatsachen übere in .. 
H ier bandelt es sich um unbegründete Gerüchte, die 
all denen, die in dieser Richtung spekulieren, Ent­
täuschung und V erluste bringen werden.

D ie P osition  G roßbritanniens

Amerika ist dem Gemeinsamen M arkt wohlgesinnt, ob 
ihm Großbritannien nun beitritt oder nicht. W irtschaft­
lich betrachtet könnten die USA ihren Außenhandel 
mit den Sechs allein  vielleicht besser ausweiten, 
wenigstens auf kurze Sicht. Trotzdem findet der Ge­
danke einer allgem einen europäischen Vereinigung in 
Amerika aus politischen Gründen Anklang, weil nur 
auf diese W eise die Atlantische Gemeinschaft Zu­
standekommen und ihr volles Gewicht bei dringenden
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W eltproblem en zum Tragen bringen kann. Die Ameri­
kaner erkennen durdiaus, daß der Gemeinsame M arkt 
Großbritannien eine einmalige Gelegenheit für eine 
Besdileunigung seiner Produktivität und seines wirt- 
sd iaftlid ien  W adistum s bietet, und glauben, daß Groß­
britannien  und das Commonwealth mit ihrem Beitritt 
eine große Rolle spielen können.

W enn d ie  USA vor der Alternative einer politisdien 
Union ohne England oder eines nur w irtsdiaftlidien 
Gemeinsamen M arktes unter Einsdilnß Großbritan­
niens ständen, w ürden sie sehr w ahrsdieinlidi die 
zw eite Lösung vorziehen. Eine derartige größere 
S taatengruppe könnte später immer nodi zu einer 
politisd ien  Union führen, würde aber jedenfalljs eine 
po litisd ie Union der Sedis in der Zukunft n id it aus- 
sdiließen. A ndererseits könnte eine Spaltung Europas 
zw isdien Gemeinsamem M arkt und Großbritannien 
zum jetzigen Zeitpunkt zu einer Sdiwädiung der 
A tlan tisd ien  Gemeinsdiaft führen. Präsident Kennedy 
bestätig te  diesien Gedankengang, als er kürzlidi öffent- 
lid i erklärte, daß d er Beitritt Großbritanniens zum 
Gemeinsamen M arkt den Interessen der A tlantisdien 
Gem einsdiaft und der freien Welt dienen würde, aber 
er fügte hinzu; „natürlidi werden wir mit dem Gemein­
sam en M arkt Zusammenarbeiten", ob Großbritannien 
nun beitritt oder nidit.

H istorisdi gesehen haben die USA die europäisdie 
Integration begünstigt. Ein starkes und gedeihendes 
Europa wird autom atisdi ein besserer H andelspartner 
und eine m äditigere politisdie Einheit, die in ternatio­
nalem Drude standhalteh kann. Die am erikanisdie 
Hilfe für Europa, die mit dem M arshallplan begann, 
hatte neben starken hum anitären M otiven immer die­
ses Ziel im Sinne. Großbritannien ist jetzt mehr denn 
je  ein Teil Europas, und deshalb erfordert jede Kon­
solidierung der A tlantisdien Gemeinsdiaft seinen Bei­
tritt. Die dram atisdie Entsdieidung der USA, ihren 
Protektionismus aufzugeben und auf eine edite atlan- 
tisdie Handelsgemeinsdiaft hinzuwirken, wurde aus 
einem dynam isdien Geiste geboren, der wirtsdiaft- 
lidies W adistum  und die Entwidilung freier Nationen 
anstrebt und jede Form des Isolationismus beseitigt. 
Von dieser Entwidclung erw artet man eine Erhöhung 
der Einkommen, eine Stärkung des Unternehmungs­
geistes und eine Hebung des W ohlstandes aller Mit­
glieder, was sie in die Lage versetzen wird, den Ent­
widilungsgebieten wirksamer zu helfen und an der 
gemeinsamen Verteidigung teilzunehmen. Jetzt oder 
nie ist die Zeit dafür gekommen, dem alten W o rt, 
Benjamin Franklins Nadidrudc zu verleihen, der den 
13 unabhängigen Kolonien, als es ihnen mißlang, sidi 
zu vereinigen, sagte, „daß sie entweder Zusammen­
hängen oder einzeln hängen müßten".

Die währungspolitische Konzeption der USA
Eridi Bendheim, New York

Die Akzente der währungspolitisdien Konzeption 
der USA w urden im Zusammenhang mit der ameri­

kan isd ien  Zahlungsbilanzlage von Finanzminister Dou­
glas Dillon und seinem Stellvertreter, Robert V. Roosa, 
im Mai dieses Jahres anläßlidi der Rom-Tagung der 
„American Bankers Association" zum Ausdruck ge­
bracht.

P riva te  E m itsionen in  Netc York

Dillon wies auf die gesteigerte privatwirtsdiaftlidie 
Emissiönstätigkeit am New Yorker Kapitalmarkt hin, 
die im Jahre 1961 einen Rekordstand von 12 Mrd. $ 
e rre id it hatte, verglichen mit 9,6 Mrd. $ im Jahre 1960 
und 9,4 Mrd. $ im Jahre 1959. Nadi Feststellungen des 
Finanzministers w ar ein beträchtlidier Anteil dieser 
Emissionen auf das Ausland entfallen. Er zitierte als 
Beispiel die 25-Mill.-$-Emission der Montanunion und 
die hohe Kapitalauflage des niederiändischen Philips- 
Konzerns. Das Ausland ziehe in  verstärktem Ausmaße 
aus dem relativ  leichten Zugang zu dem am erikani­
schen Kapitalm arkt Und aus den niedrigeren Zins­
sätzen Nutzen. Die Zahlungsbilanzlage der USA lasse 
eine derartige Inansprudinahm e nicht zu, und der 
Zeitpunkt sei in W esteuropa gekommen, den eigenen 
K apitalm arkt auszubaüen und den Finanzbedarf der 
W irtschaft im Inland zu decken. Um dieses Ziel zu 
erreidien, w erde es zunächst erforderlich sein, die noch 
in verschiedenen westeuropäischen Ländern beibehal­

tenen Restriktionen für langfristige Kapitalexporte 
aufzuheben. Die staatliche Finanzpolitik der USA sei 
darauf abgestellt, von Kontrollmaßnahmen Abstand 
zu nehmen. Um derartige Schritte zu verhüten, sei je ­
doch eine weitgehende Kooperation der europäisdien 
Zentralbankinstitute unerläßlidi.

B reitere B asis fü r G olddevisenstandard

Die Darstellungen des Stellv. Finanzministers, Robert 
V. Roosa, konzentrierten sich auf die erhöhte Einsdial- 
tung konvertierbarer Devisen im internationalen Zah­
lungsverkehr. Roosa betonte, daß angesichts der immer 
stärker expandierenden W eltw irtsdiaft die Gold­
bestände nicht ausreiditen, um allen Zahlungsansprü- 
dien zu genügen. Durch Hortung und A ustausdi von 
W ährungen, die bisher nicht zu den Schlüsselwährun­
gen gehört hätten, würde sich unschwer eine zurei­
chende Sdiohung der vorhandenen Goldreserven er­
möglichen lassen. Langfristig gesehen w ürden die pro­
minenten M itgliederländer des Internationalen W äh­
rungsfonds neben dem Dollar und dem Pfund Sterling 
auch Devisen anderer Länder, soweit sie konvertier­
bar seien, ansammeln, obwohl sie bis dato nicht als 
Reservewährungen gegolten hätten.

Der Stellv. Finanzminister für m onetäre Angelegen­
heiten, J. Dewey Daane, erklärte, daß die Ausführun­
gen der beiden Redner in Rom von europäisdien
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